
PARLAMENT / RAT 

URTEIL DES GERICHTSHOFES 
5. Juli 1995 * 

In der Rechtssache C-21/94 

Europäisches Parlament, vertreten durch Johann Schoo, Abteilungsleiter im Juri­
stischen Dienst, und Jannis Pantalis, Mitglied dieses Dienstes, als Bevollmächtigte, 
Zustellungsanschrift: Generalsekretariat des Europäischen Parlaments, 
Luxemburg-Kirchberg, 

Kläger, 

gegen 

Rat der Europäischen Union, vertreten durch den Direktor im Juristischen 
Dienst Antonio Sacchettini und den Rechtsberater Amadeu Lopes Sabino als 
Bevollmächtigte, Zustellungsbevollmächtigter: Bruno Eynard, Leiter der Direktion 
für Rechtsfragen der Europäischen Investitionsbank, 100, boulevard Konrad Ade­
nauer, Luxemburg, 

Beklagter, 

unterstützt durch 

Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch Ernst Röder, Ministerialrat im 
Bundesministerium für Wirtschaft, und Bernd Kloke, Regierungsrat in diesem 
Ministerium, als Bevollmächtigte, 

* Verfahrenssprache: Französisch. 
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und durch 

Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, zunächst vertreten 
durch Lucinda Hudson, sodann durch Lindsey Nicoli, Treasury Solicitor's 
Department, als Bevollmächtigte, Zustellungsanschrift: Britische Botschaft, 14, 
boulevard Roosevelt, Luxemburg, 

Streithelfer, 

wegen Nichtigerklärung der Richtlinie 93/89/EWG des Rates vom 25. Oktober 
1993 über die Besteuerung bestimmter Kraftfahrzeuge zur Güterbeförderung 
sowie die Erhebung von Maut- und Benutzungsgebühren für bestimmte Verkehrs­
wege durch die Mitgliedstaaten (ABl. L 279, S. 32) 

erläßt 

DER GERICHTSHOF 

unter Mitwirkung des Präsidenten G. C. Rodríguez Iglesias, der Kammerpräsiden­
ten F. A. Schockweiler, P. J. G. Kapteyn, C. Gulmann und P. Jann, der Richter 
G. F. Mancini, C . N . Kakouris, J .C . Moitinho de Almeida (Berichterstatter), 
J. L. Murray, D. A. O. Edward, G. Hirsch, H. Ragnemalm und L. Sevón, 

Generalanwalt: P. Léger 
Kanzler: R. Grass 

aufgrund des Berichts des Berichterstatters, 
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nach Anhörung der Schlußanträge des Generalanwalts in der Sitzung vom 28. 
März 1995, 

folgendes 

Urteil 

1 Das Europäische Parlament hat mit Klageschrift, die am 20. Januar 1994 bei der 
Kanzlei des Gerichtshofes eingegangen ist, gemäß Artikel 173 EG-Vertrag Klage 
erhoben auf Nichtigerklärung der Richtlinie 93/89/EWG des Rates vom 25. Okto­
ber 1993 über die Besteuerung bestimmter Kraftfahrzeuge zur Güterbeförderung 
sowie die Erhebung von Maut- und Benutzungsgebühren für bestimmte Verkehrs­
wege durch die Mitgliedstaaten (ABl. L 279, S. 32). 

2 Aus den Akten ergibt sich, daß der angefochtene Rechtsakt auf den Vorschlag 
KOM(87) 716 endg. für eine Richtlinie zur Anlastung der Wegekosten an schwere 
Nutzfahrzeuge (ABl, 1988, C 79, S. 8) zurückgeht, der zweimal geändert wurde. 
Die zweite Änderung KOM(92) 405 endg. des Vorschlags (ABl. C 311, S. 63; im 
folgenden: Vorschlag) wurde dem Rat von der Kommission am 26. Oktober 
1992 vorgelegt und vom Europäischen Parlament am 18. Dezember 1992 vorbe­
haltlich zweier kleinerer Änderungen gebilligt (ABl. 1993, C 21, S. 522). 

3 Dieser Vorschlag, der auf die Artikel 75 und 99 EWG-Vertrag gestützt war, sah in 
seinem Artikel 9 vor, daß der Rat baldmöglichst geeignete Vorschriften für die Ein­
führung eines auf dem Territorialitätsprinzip beruhenden harmonisierten Abga­
bensystems für den Straßenverkehr erläßt (Absatz 1). Zu diesem Zweck sollte die 
Kommission dem Rat vor dem 1. Januar 1998 einen Bericht mit Vorschlägen für 
die Verwirklichung des in Absatz 1 dargelegten Zieles unterbreiten. Auf der 
Grundlage dieser Vorschläge sollte der Rat dann bis zum 31. Dezember 1998 ein 
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harmonisiertes Abgabensystem für den Straßenverkehr annehmen, das spätestens 
am 30. Juni 1999 in Kraft treten sollte (Absatz 3). 

4 Der Vorschlag sah außerdem die Einführung einer Übergangsregelung zur 
Harmonisierung der gegenwärtig erhobenen Abgaben vor, die insbesondere 
gekennzeichnet war durch die Anwendung von Mindestsätzen für die Steuer auf 
Nutzfahrzeuge, die alle zwei Jahre angepaßt werden konnten und für alle Mit­
gliedstaaten außer Portugal und Griechenland, denen vorläufig die Anwendung 
ermäßigter Sätze gestattet wurde, gelten sollten (Artikel 8), durch die Möglichkeit, 
Benutzungs- und Mautgebühren auf dem Autobahnnetz zu erheben (Artikel 5), 
und schließlich durch die Möglichkeit, einen Teil der Kraftfahrzeugsteuern wegen 
der Erhebung von Maut- und Benutzungsgebühren zu erstatten (Artikel 10). 

5 Durch die angefochtene Richtlinie, die die gleichen Mindestsätze für die Steuer auf 
Nutzfahrzeuge vorsieht wie der Vorschlag der Kommission, werden in bezug auf 
diese Sätze, die nicht vor 1998 geändert werden können, verschiedene Möglichkei­
ten der Befreiung oder Ermäßigung eingeführt (Artikel 6). Die Richtlinie gestattet 
es den Staaten, Benutzungs- und Mautgebühren für die Benutzung von Autobah­
nen und anderen Straßenkategorien zu erheben (Artikel 7 Buchstabe d) und allen 
in ihrem Hoheitsgebiet zugelassenen Fahrzeugen eine Benutzungsgebühr für die 
Benutzung ihres gesamten Straßennetzes aufzuerlegen (Artikel 7 Buchstabe e). 
Außerdem wird in der Richtlinie für die Benutzungsgebühren ein Höchstbetrag 
von 1 250 ECU. pro Jahr festgelegt (Artikel 7 Buchstabe f). Schließlich sieht die 
Richtlinie keine Möglichkeit vor, Kraftfahrzeugsteuern wegen der Erhebung von 
Maut- und Benutzungsgebühren zu erstatten. 

6 Im übrigen muß die Kommission gemäß Artikel 12 Absatz 1 dem Rat spätestens 
zum 31. Dezember 1997 über die Durchführung der Richtlinie Bericht erstatten. 
Zusammen mit diesem Bericht werden gegebenenfalls Vorschläge für die Einfüh­
rung einer auf das Territorialitätsprinzip gestützten Regelung zur Anlastung der 
Wegekosten vorgelegt, in dem nationale Grenzen eine untergeordnete Rolle spie­
len. 
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7 Der streitige Rechtsakt wurde am 25. Oktober 1993 erlassen, ohne daß der Rat das 
Europäische Parlament zuvor erneut angehört hatte. 

Zur Nichtigerklärung der Richtlinie 

8 Zur Begründung seiner Klage macht das Europäische Parlament eine Verletzung 
seines Rechts auf Beteiligung am Gesetzgebungsverfahren der Gemeinschaft gel­
tend, die sich daraus ergebe, daß es vor dem Erlaß der streitigen Richtlinie vom 
Rat nicht ein zweites Mal angehört worden sei. Diese erneute Anhörung sei im 
Rahmen des in den Artikeln 75 und 99 des Vertrages vorgesehenen Verfahrens 
erforderlich, wenn, wie im vorliegenden Fall, der vom Rat erlassene Text gegen­
über dem Vorschlag der Kommission wesentliche Änderungen enthalte. 

9 In diesem Zusammenhang trägt das Parlament vor, daß die Richtlinie den Sonder­
charakter der im Vorschlag vorgesehenen Ausnahmen grundlegend ändere, indem 
sie die Erlaubnis zur Anwendung von um die Hälfte ermäßigten Mindestsätzen auf 
drei weitere Mitgliedstaaten — Spanien, Frankreich und Italien — ausdehne. Diese 
Ausdehnung habe zur Folge, daß die Verkehrsunternehmen aus den betreffenden 
fünf Mitgliedstaaten gegenüber ihren Konkurrenten aus den anderen Mitgliedstaa­
ten, die keinen ermäßigten Steuermindestsatz anwenden könnten, einen Wettbe-
werbsvorteil hätten, und trage deshalb nicht zur Beseitigung der Wettbewerbsver-
zerrungen, dem vorrangigen Ziel der Richtlinie, bei. Dieselbe negative Wirkung 
ergebe sich auch daraus, daß der Rat die Möglichkeit, Kraftfahrzeugsteuern wegen 
der Entrichtung von Benutzungs- oder Mautgebühren auf Autobahnen zu erstat­
ten, völlig beseitigt habe. 

10 Zudem stellten die Ausdehnung der den Staaten eingeräumten Möglichkeit der 
Erhebung von Benutzungsgebühren auf andere Straßenkategorien als Autobahnen 
und ihre Befugnis, allen in ihrem Hoheitsgebiet zugelassenen Fahrzeugen eine 
Benutzungsgebühr für die Benutzung ihres gesamten Straßennetzes aufzuerlegen 
(Artikel 7 Buchstabe e), ebenfalls bedeutende Änderungen gegenüber dem Vor-
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schlag der Kommission dar. Ferner seien die Befugnis der Staaten, für bestimmte 
Fahrzeugkategorien ermäßigte Sätze oder Befreiungen anzuwenden (Artikel 
6 Absatz 3), und die Befugnis des Rates, aus Gründen sozial-bzw. wirtschaftspo­
litischer Art oder aus Gründen der Infrastrukturpolitik zusätzliche Befreiungen 
und Ermäßigungen zu genehmigen (Artikel 6 Absatz 5), die in dem Vorschlag der 
Kommission nicht vorgesehen gewesen seien, ebenfalls Abweichungen von dem 
Ziel der gerechten Anlastung der Wegekosten, wie es die Kommission verfolgt 
habe. 

1 1 Trotz dieser zahlreichen Befreiungen sei für die Benutzungsgebühren ein Höchst­
betrag von 1 250 ECU vorgesehen (Artikel 7 Buchstabe f), der weder von der 
Kommission in ihrem Vorschlag erwähnt noch vom Parlament gefordert worden 
sei. 

12 Das Parlament führt schließlich aus, abgesehen von diesen punktuellen Änderun­
gen, weiche die streitige Richtlinie deutlich von dem zwingenden Ziel des Kom­
missionsvorschlags ab, das darin bestehe, daß der Rat bis zum 31. Dezember 
1998 ein auf das Territorialitätsprinzip gestütztes harmonisiertes Abgabensystem 
für den Straßenverkehr annehme, das am 30. Juni 1999 in Kraft treten müsse. Denn 
die Richtlinie beschränke sich darauf, die Kommission zur Berichterstattung an 
den Rat über die Durchführung der Richtlinie zu verpflichten und festzulegen, daß 
sie „gegebenenfalls" Vorschläge für die Einführung einer auf das Territorialitäts­
prinzip gestützten Regelung zur Anlastung der Wegekosten unterbreite (Artikel 
12). Der Rat gestalte also das, was die Kommission als eine Übergangslösung 
geplant habe, in ein mehr oder weniger endgültiges System um. Für den Rat 
bestehe somit keine Verpflichtung mehr, innerhalb einer bestimmten Frist eine 
gemeinsame Regelung zu erlassen. 

1 3 Dagegen trägt der Rat, unterstützt von der deutschen Regierung, vor, daß die Prü­
fung der vorliegenden Texte insgesamt zeige, daß die Richtlinie nicht von den Zie­
len des Vorschlags abweiche und daß sie auf die aufgeworfenen Fragen eine Ant­
wort gebe, deren innere Logik dieselbe sei wie die des Kommissionsvorschlags. 
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1 4 Ziel dieses Vorschlags sei nämlich weder die vollständige und uneingeschränkte 
Harmonisierung der nationalen Abgaben noch die sofortige Einführung eines auf 
das Territorialitätsprinzip gestützten Systems gewesen. Nach Ansicht des Rates 
bestanden die wesentlichen Elemente des Vorschlags in der schrittweisen Anglei-
chung der einzelstaatlichen Systeme (zweite Begründungserwägung), in der Auf­
fassung, daß eine erste Übergangsphase zur Vorbereitung der Endphase notwendig 
sei (fünfte Begründungserwägung) und daß Wettbewerbsverzerrungen nur „gemil­
dert" werden könnten (elfte Begründungserwägung), in der Feststellung, daß ein 
ideales System zur Anlastung der Wegekosten gegenwärtig nicht zu verwirklichen 
sei, was ein vorläufiges System unvermeidbar mache, und in der Festlegung eines 
künftigen Abgabensystems als späteres Ziel. 

15 Der Rat wendet sich außerdem gegen das Vorbringen des Europäischen Parla­
ments, daß die Richtlinie deutlich von dem zwingenden Ziel des Kommissionsent­
wurfs abweiche. Denn der Vergleich zwischen Artikel 9 des Vorschlags und Arti­
kel 12 der Richtlinie zeige, daß das für 1998 in Aussicht genommene Ziel dasselbe 
sei, nämlich ab diesem Jahr eine auf das Territorialitätsprinzip gestützte Regelung 
zur Anlastung der Wegekosten einzuführen, in dem nationale Grenzen eine unter­
geordnete Rolle spielten, 

16 Der Rat führt in diesem Zusammenhang aus, daß der Ausdruck „gegebenenfalls", 
auf den das Parlament abstelle, der Kommission nicht ihr Initiativrecht auf diesem 
Gebiet nehme und das vom Rat verfolgte Ziel, das sowohl nach der Fassung des 
Artikels 9 des Vorschlags wie nach der des Artikels 12 der angefochtenen Richtli­
nie in einem zu befolgenden Programm bestehe, weder erweitere noch ein­
schränke, 

17 Zunächst ist darauf hinzuweisen, daß die ordnungsgemäße Anhörung des Parla­
ments in den vom Vertrag vorgesehenen Fällen eine wesentliche Formvorschrift 
darstellt, deren Nichtbeachtung die Nichtigkeit der betreffenden Handlung zur 
Folge hat (vgl. z.B. Urteil vom 10. Mai 1995 in der Rechtssache C-417/93, 
Parlament/Rat, Slg. 1995, I-1185, Randnr. 9). Die wirksame Beteiligung des Parla­
ments am Gesetzgebungsverfahren der Gemeinschaft gemäß den im Vertrag vorge­
sehenen Verfahren stellt nämlich ein wesentliches Element des vom Vertrag 
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gewollten institutionellen Gleichgewichts dar. Diese Befugnis ist Ausdruck eines 
grundlegenden demokratischen Prinzips, nach dem die Völker durch eine zu ihrer 
Vertretung berechtigte Versammlung an der Ausübung der Hoheitsgewalt beteiligt 
sind (vgl. z. B. Urteil vom 30. März 1995 in der Rechtssache C-65/93, 
Parlament/Rat, Slg. 1995, I-643, Randnr. 21). 

18 Das Erfordernis der Anhörung des Europäischen Parlaments während des Gesetz­
gebungsverfahrens in den vom Vertrag vorgesehenen Fällen schließt aber das 
Erfordernis ein, das Europäische Parlament immer dann erneut anzuhören, wenn 
der endgültig verabschiedete Text als Ganzes gesehen in seinem Wesen von demje­
nigen abweicht, zu dem das Parlament bereits angehört worden ist, es sei denn, die 
Änderungen entsprechen im wesentlichen einem vom Parlament selbst geäußerten 
Wunsch (vgl. z .B. Urteile vom 1. Juni 1994 in der Rechtssache C-388/92, 
Parlament/Rat, Slg. 1994, I-2067, Randnr. 10, und vom 5. Oktober 1994 in der 
Rechtssache C-280/93, Deutschland/Rat, Slg. 1994, I-4973, Randnr. 38). 

1 9 Demnach ist zu prüfen, ob die vom Parlament genannten Änderungen das Wesen 
des Textes als Ganzes gesehen betreffen. 

20 In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, daß der Vorschlag der Kommis­
sion, zu dem das Parlament seine Stellungnahme abgegeben hat, in Artikel 9 vor­
sah, daß der Rat „baldmöglichst geeignete Vorschriften für die Einführung eines 
harmonisierten Abgabensystems für den Straßenverkehr [erläßt]; dieses umfaßt die 
Kraftfahrzeugsteuern, die Kraftstoffsteuern und die Gebühren für die Benutzung 
bestimmter Straßenverkehrseinrichtungen (Benutzungsgebühren und Mauten) und 
berücksichtigt die Wege- und die externen Kosten einschließlich der Umweltko­
sten" (Absatz 1). Die Kommission sollte „dem Rat vor dem 1. Januar 1998 einen 
Bericht mit Vorschlägen für die Verwirklichung des in Absatz 1 dargelegten Ziels 
[unterbreiten]. Der Rat nimmt auf der Grundlage dieser Vorschläge bis zum 31. 
Dezember [1998] ein harmonisiertes System an, das spätestens am 30. Juni 1999 in 
Kraft treten muß" (Absatz 3). 
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21 Dagegen bestimmt die Richtlinie in Artikel 12, daß die Kommission zusammen 
mit dem Bericht über die Durchführung der Richtlinie, den sie dem Rat spätestens 
zum 31. Dezember 1997 erstatten muß, „gegebenenfalls Vorschläge für die Einfüh­
rung einer auf das Territorialitätsprinzip gestützten Regelung zur Anlastung der 
Wegekosten [vorlegt], in dem nationale Grenzen eine untergeordnete Rolle spie­
len". 

22 Wie der Generalanwalt in Nummer 49 seiner Schlußanträge ausgeführt hat, ergibt 
sich aus einem Vergleich zwischen dem Vorschlag der Kommission und der Richt­
linie nicht nur, daß der Rat nicht mehr verpflichtet ist, bis zum 31. Dezember 
1998 ein harmonisiertes Abgabensystem für den Straßenverkehr zu erlassen, son­
dern auch, daß die Kommission nicht mehr verpflichtet ist, in ihrem Bericht Vor­
schläge für die Einführung einer auf das Territorialitätsprinzip gestützten Regelung 
zur Anlastung der Wegekosten zu unterbreiten. Diese Änderungen berühren den 
Kern der getroffenen Regelung und sind daher als wesentlich anzusehen. 

23 Im übrigen steht fest, daß diese Änderungen keinem Wunsch des Parlaments ent­
sprechen. 

24 Der Rat ist jedoch der Ansicht, daß er selbst dann, wenn der endgültig verabschie­
dete Text als Ganzes gesehen in seinem Wesen von demjenigen abweiche, zu dem 
das Parlament angehört worden sei, nicht zur erneuten Anhörung dieses Organs 
verpflichtet sei, sofern er, wie im vorliegenden Fall, über die Auffassung des Par­
laments zu den in Rede stehenden wesentlichen Punkten hinreichend unterrichtet 
sei. 

25 Dieses Vorbringen ist zurückzuweisen. 
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26 Die ordnungsgemäße Anhörung des Parlaments in den vom Vertrag vorgesehenen 
Fällen stellt nämlich eines der Mittel dar, die dem Parlament eine wirksame Betei­
ligung am Gesetzgebungsverfahren der Gemeinschaft ermöglichen (vgl. insbeson­
dere Urteil vom 2. März 1994 in der Rechtssache C-316/91, Parlament/Rat, Slg. 
1994, I-625, Randnr. 17); würde aber der Auffassung des Rates gefolgt, so würde 
dies dazu führen, daß diese Beteiligung, die für die Aufrechterhaltung des vom 
Vertrag gewollten institutionellen Gleichgewichts wesentlich ist, erheblich beein­
trächtigt würde und der Einfluß verkannt würde, den die ordnungsgemäße Anhö­
rung des Parlaments auf den Erlaß des betreffenden Rechtsakts haben kann. 

27 Da die erwähnten Änderungen, die das System des Entwurfs insgesamt berühren, 
für sich allein genügen, um eine erneute Anhörung des Parlaments zu verlangen, 
brauchen die weiteren Argumente des Parlaments nicht geprüft zu werden. 

28 Folglich stellt der Umstand, daß das Parlament in dem nach den Artikeln 75 und 
99 EWG-Vertrag vorgesehenen Gesetzgebungsverfahren nicht ein zweites Mal 
angehört worden ist, eine Verletzung wesentlicher Formvorschriften dar, die zur 
Nichtigerklärung des streitigen Rechtsakts führen muß. 

Zur Aufrechterhaltung der Wirkungen der Richtlinie 

29 In seiner Klagebeantwortung hat der Rat, unterstützt von der deutschen Regie­
rung, beantragt, im Fall der Nichtigerklärung der Richtlinie deren Wirkungen auf­
rechtzuerhalten, bis er eine neue Regelung erlassen hat. 

30 In seiner Erwiderung hat das Parlament mitgeteilt, daß es gegen einen solchen 
Antrag, der ihm tatsächlich durch wichtige Gründe der Rechtssicherheit gerecht­
fertigt erscheine, keine Einwände erhebe. In seinen Erklärungen zu den Streithil-
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feschriftsätzen der deutschen Regierung und der Regierung des Vereinigten König­
reichs hat das Parlament beim Gerichtshof jedoch angeregt, in diesem Fall dem Rat 
aufzugeben, innerhalb einer vom Gerichtshof festzulegenden Frist eine neue Rege­
lung zu erlassen, um den Rat zu veranlassen, das Verfahren zur ordnungsgemäßen 
Ersetzung dieser Richtlinie möglichst schnell wiederaufzunehmen. 

31 Wie der Generalanwalt in den Nummern 64 und 65 der Schlußanträge ausgeführt 
hat, rechtfertigen es die Notwendigkeit, eine Diskontinuität im Programm zur 
Harmonisierung der Verkehrsabgaben zu verhindern, und gewichtige Gründe der 
Rechtssicherheit, die mit denen vergleichbar sind, die bei einer Nichtigerklärung 
bestimmter Verordnungen zum Tragen kommen, daß der Gerichtshof von der ihm 
in Artikel 174 Absatz 2 EG-Vertrag ausdrücklich für den Fall der Nichtigerklä­
rung einer Verordnung eingeräumten Befugnis Gebrauch macht und die Wirkun­
gen der streitigen Richtlinie bezeichnet, die aufrechtzuerhalten sind (vgl. Urteil 
vom 7. Juli 1992 in der Rechtssache C-295/90, Parlament/Rat, Slg. 1992, I-4193, 
Randnr. 26). 

32 Unter den besonderen Umständen des vorliegenden Falles sind vorläufig alle Wir­
kungen der für nichtig erklärten Richtlinie aufrechtzuerhalten, bis der Rat eine 
neue Richtlinie erlassen hat. 

33 Dem Antrag des Parlaments, dem Rat eine Frist für den Erlaß einer neuen Rege­
lung in diesem Bereich zu setzen, kann nicht stattgegeben werden. Denn der 
Gerichtshof ist nicht befugt, im Rahmen einer auf Artikel 173 des Vertrages 
gestützten Rechtmäßigkeitskontrolle derartige Anordnungen zu erlassen. Dies 
ändert jedoch nichts daran, daß der Rat die Aufgabe hat, die begangene Unregel­
mäßigkeit innerhalb einer angemessenen Frist zu beheben. 
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Kosten 

34 Nach Artikel 69 § 2 der Verfahrensordnung ist die unterliegende Partei auf Antrag 
zur Tragung der Kosten zu verurteilen. Da der Rat mit seinem Vorbringen unter­
legen ist, sind ihm die Kosten aufzuerlegen. Gemäß Artikel 69 § 4 Absatz 1 tragen 
die Bundesrepublik Deutschland und das Vereinigte Königreich Großbritannien 
und Nordirland, die dem Rechtsstreit beigetreten sind, ihre eigenen Kosten. 

Aus diesen Gründen 

hat 

DER GERICHTSHOF 

für Recht erkannt und entschieden: 

1) Die Richtlinie 93/89/EWG des Rates vom 25. Oktober 1993 über die Besteu­
erung bestimmter Kraftfahrzeuge zur Güterbeförderung sowie die Erhe­
bung von Maut- und Benutzungsgebühren für bestimmte Verkehrswege 
durch die Mitgliedstaaten wird für nichtig erklärt. 

2) Die Wirkungen der für nichtig erklärten Richtlinie werden aufrechterhalten, 
bis der Rat in diesem Bereich eine neue Regelung erlassen hat. 

3) Der Rat trägt die Kosten des Verfahrens. 
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4) Die Bundesrepublik Deutschland und das Vereinigte Königreich Großbri­
tannien und Nordirland tragen ihre eigenen Kosten. 

Rodríguez Iglesias Schockweiler Kapteyn 

Gulmann Jann Mancini Kakouris 

Moitinho de Almeida Murray Edward 

Hirsch Ragnemalm Sevón 

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 5. Juli 1995. 

Der Kanzler 

R. Grass 

Der Präsident 

G. C. Rodríguez Iglesias 
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